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— Drucksachen 1 0/6040, 1 0/61 21 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bimdestag unterstützt alle Hilfen, die geeignet sind, 
die häufig schlechte wirtschaftliche Lage schwangerer Frauen zu 
verbessern. 

Zur Verschlechterung der materiellen Situation von Mutter imd 
Kind, damit der jungen Familie und insbesondere der Alleinerzie- 
henden, haben die erhebhchen Einschränkungen und Streichun- 
gen besonders beim Mehrbedarf für Schwangere im Rahmen des 
Bundessozialhilfegesetzes, beim Mutterschaftsurlaub, bei der 
Ausbildimgsförderung, bei Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsren- 
ten, beim Kinderzuschuß in Renten- imd Unfallversicherung und 
andere famüienfeindliche Kürzungsmaßnahhien beigetragen. 

Dort, wo wirtschaftliche Probleme im Vorfeld von Schwanger- 
schaftsabbrüchen eine Rolle spielen, haben sie häufig ihre Ur- 
sache in Überschuldung, der ständig steigenden Arbeitslosigkeit 
von Frauen oder Abhängigkeit von Sozialhilfe, gerade bei Frauen. 

Wirksame materielle Hilfe muß also ansetzen, wo Verschlech- 
tenmgen eingetreten sind und die wirtschaftliche Lage wirksam 
verbessert werden kann. Gerade die Praxis der vergangenen 
beiden Jahre zeigt, daß die ausschließliche Beschränkung der 
Stiftungsgelder auf Schwangerschaftskonflikte im Sinne von § 218 
an den Problemen vorbeiführt und viele schwangere Frauen, die 
eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage dringend nötig 
haben, ohne jedoch einen Schwangerschaftsabbruch in Erwä- 
gimg zu ziehen, zu derartigen Behauptimgen veranlaßt. 

Auch mit ihrer Steigerung des Mittelansatzes auf 80 Millionen DM 
ist die Stiftimg nicht in der Lage, die seit 1982 vorgenommenen 
Kürziuigen für Frauen und Fanülien annähernd auszugleichen. 

Die bei Errichtung der Stiftimg vor zwei Jahren geäußerten recht- 
lichen Bedenken sind im übrigen durch die Praxis voll bestätigt 
worden: 
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a) Schwangere in wirtschaftlichen Schwierigkeiten haben keinen 
rechüich durchsetzbaren Anspruch auf Hilfe nach diesem 
Gesetz. Die Hilfe ist nicht berechenbar. Es zeigt sich immer 
wieder, daß identische Notfälle von Beratrmgsstelle zu Bera- 
tungsstelle, von Stadt zu Stadt, von Land zu Land unterschied- 
hch behandelt werden. Befürchtungen der Beratimgsstellen, 
aus dieser Praxis könnten sich Beanstandungen der Rech- 
nrmgshöfe ergeben, sind nicht auszuschließen. 

b) Die Umsetzung und Verteilung der Stiftungsmittel belastet 
nicht nur die daran beteiligten Schwangerschafts-Konfliktbera- 
timgsstellen in personeller und finanzieller Hinsicht, zugleich 
wird ihr Beratungsauftrag ausgehöhlt. Es steht fest, nicht 
wenige Beratrmgsstellen können ihren ursprünglichen Aufga- 
ben, nämlich präventive Arbeit im Bereich der Ehe- imd Fami- 
lienberatung, Sexualberatung und Sexualpädagogik, praktisch 
nicht mehr nachkommen. 

c) Die Verteüung der Mittel von einer Bundesstiftung über Stif- 
timgen und Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege in den 
Ländern an die betroffenen Frauen stellt einen im Gnmdgesetz 
nicht vorgesehenen und bisher nicht begangenen Weg zur 
Gewährung von Zuwendungen dar. 

Trotz der aufgezeigten rechtlichen Bedenken und aufgetretenen 
Mängel in der praktischen Handhabung dieser Bundesstiftung 
soll nicht verkannt werden, daß durch Mittelzuweisungen im 
Einzelfall Individual-Notlagen schwangerer Frauen gemildert 
oder auch beseitigt worden sind. Andererseits muß ein Btmdes- 
gesetz dann als kläglich gescheitert eingestuft werden, wenn sich 
die angekündigten Hilfen für schwangere Frauen in Notsituatio- 
nen auf mehr oder weniger willkürlich gegriffene Eüizelfälle 
reduziert. 

Eine Bundesstiftung, die nunmehr mit 80 Millionen DM jährlich 
aus Steuermitteln dotiert ist, sollte umgehend eine abgesicherte 
rechtliche Grundlage erhalten, damit die Verteüung finanzieller 
Hilfen an schwangere Frauen sozial gerecht und individuell 
berechenbar erfolgt. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregienmg auf, unver- 
züglich einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen, in dem 
sichergestellt ist, daß 

— finanzielle Hüfen, soweit nicht durch das Bundessozialhilfe- 
gesetz abgesichert, durch individuelle Rechtsansprüche garan- 
tiert sind; 

— materielle Hilfen der Höhe und zeitlichen Dauer nach fest- 
gelegt sind, 

— die Schwangerschafts-Konfliktberatungsstellen sich wieder 
imeingeschränkt ihren eigenen satzungsmäßigen Aufgagen 
widmen können und daß die Verteüung und Verwaltung der 
notwendigen Hilfeii durch die bewährten Institutionen auf 
Gemeindeebene - z.B. Jugend- oder Sozialämter - durch- 
geführt wird. 

Bonn, den 16. Oktober 1986 
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